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Klimaschutz als Beschäftigungsmotor

Klima- und Umweltschutz sorgen für eine
stetige wirtschaftliche Entwicklung und
neue, zukunftsfähige Arbeit. Dies zeigen
zwei soeben erschienene Studien. Die PRO-
GNOS-Studie zu Klimaschutz und Beschäfti-
gung belegt, dass mit einer Minderung der
Treibhausgase um 25 Prozent bis 2005 ins-
gesamt 155.000 neue Arbeitsplätze entste-
hen, mit einer Minderung um 40 Prozent
bis 2020 per Saldo sogar mehr als
190.000, insbesondere im Maschinenbau,
im Handwerk, bei den Dienstleistungen.
Bereits 1998 verdankten in der Bundesre-
publik fast 1,4 Millionen Menschen ihren
Arbeitsplatz dem Umweltschutz- mehr als

Klimaschutz ist keine Last, die unter den entwickelten Ländern verteilt werden muss, son-
dern Klimaschutz und effizienter Umgang mit den natürlichen Ressourcen werden zum
Beschäftigungsmotor mit Innovations- und Wachstumspotenzial.

die im Maschinenbau oder in der Fahrzeug-
industrie Beschäftigten, so die ersten Er-
gebnisse der Studie zu Umwelt und Be-
schäftigung unter Federführung des IFO-
Instituts, München, im Auftrag des Um-
weltbundesamtes. 

Dass allein mit der Senkung des Raum-
wärmebedarfs in Gebäuden bis zu
200.000 Arbeitsplätze geschaffen werden
können, zeigte unter anderem die gemein-
same Aktion von Greenpeace und IG BAU
zur energetischen Gebäudesanierung. Deut-
liche Beschäftigungsgewinne ergeben sich
zudem durch den Ausbau der erneuerba-
ren Energien, der durch das Erneuerbaren-

Energien-Gesetz vom März 2000 gefördert
wird. Mehr als 35.000 Menschen arbeiten
allein für Planung, Bau und Betrieb von
Windkraftanlagen. Die Preise für Strom und
Wärme aus erneuerbaren Energien sind
kalkulierbar, denn erneuerbare Energien
brauchen keine Brennstoffversorgung. 

Die Technologien und das Know-how
zum effizienten Umgang mit Energie und
den natürlichen Ressourcen für emissions-
freie Erzeugung von Strom, Wärme und
Antriebsenergie gibt es in Deutschland und
in Europa bereits, oder sie befinden sich
vor der Marktreife, wie etwa in der Auto-
mobilindustrie. „Grüne“ Technologien und
das damit verbundene Wissen werden nach
der Ratifizierung des Kyoto-Protokolls ver-
stärkt weltweit nachgefragt, zukünftig zu-
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Ohne einheitliches Verständnis
Wie wird das Konzept Gender Mainstrea-
ming (GM) in der Beschäftigungspolitik der
Länder der Europäischen Union aufgenom-
men, und welche Schwierigkeiten ergeben
sich bei der Einführung? Eine soeben er-
schienene Veröffentlichung des Europäi-
schen Gewerkschaftsinstitutes besagt: In
der EU lässt sich derzeit kein einheitliches
Verständnis von GM finden, die praktische
Umsetzung variiert stark.

Das Buch „Gender Mainstreaming in
the European Employment Strategy“ stellt
die Auswirkungen des Konzeptes Gender-
Mainstreaming auf die Beschäftigungspo-
litik von zwölf EU-Mitgliedstaaten dar.

Deutlich wird: Die untersuchten Länder
haben die Strategie bisher sehr unter-
schiedlich aufgenommen und ausgelegt.
Die Interpretationen reichen von Gleich-
stellungspolitik, Gleichheitspolitik, Frauen-
förderung, Gleichbehandlung bis hin zur
gleichstellungspolitischen Überwachung
von Politikprozessen. Kurz: In der EU lässt
sich derzeit kein einheitliches Verständnis
von GM finden. Und in der europäischen
Beschäftigungsstrategie wird darunter viel-
fach nur eine tradierte Gleichstellungspoli-
tik und Frauenförderung am Arbeitsmarkt
verstanden.
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Bei der Einführung des GM-Konzeptes
ergeben sich in einzelnen EU-Ländern zahl-
reiche Schwierigkeiten.

Die untersuchten Länder lassen sich in
fünf Gruppen ordnen: 
I: Skandinavische Staaten: Sie kämpfen vor-

nehmlich mit ideologischen Barrieren. 
II: Deutschland, die Niederlande und

Österreich: Diese Länder versuchen der-

sätzlich unterstützt mit eigens dafür zu 
bildenden Fonds. In den sogenannten
Schwellenländern und besonders in ener-
giearmen, unterentwickelten Ländern und
Gebieten können innovative Umwelttech-
nologien zu Wohlstand auf der Grundlage
einer ressourcenschonenden, nachhaltigen
Entwicklung beitragen, die Luft-, Gewässer-
verschmutzung, Bodenerosion und die glo-
bale Klimaerwärmung begrenzen und ab-
bauen. Ökologische Modernisierung kann
zur Jobmaschine einer zukunftsfähigen,
wirkungsvollen deutschen und europäi-

schen Beschäfti-
gungspolitik wer-
den. Jetzt sind ef-
fiziente politische

Rahmenbedingungen zu schaffen und
durch eine geeignete nationale und eu-
ropäische Forschungs- und Technologiepo-
litik zu ergänzen. 

Nützlich wären zum Beispiel:
� Ein neuer europäischer Vertrag zur För-
derung der erneuerbaren Energien, ähn-
lich dem EURATOM-Vertrag.
� Instrumente und finanzielle Ressourcen
für ein europaweites Programm zur ener-
getischen Gebäudesanierung.
� Förderkonzepte zur Nutzung von Bio-
masse, Windkraft und Sonne für den länd-

lichen Raum, um zusätzliche Einkommen
aus dem Verkauf von Strom, Biogas und
der Nutzung von Pflanzenölen zu bieten.
� Neue integrierte Mobilitätskonzepte mit
„emissionsfreien“ Antriebssystemen – eine
Schlüsseltechnologie der Zukunft.

Generell ist zu fragen, ob eine deutsche
und europäische Beschäftigungspolitik zu-
kunftsfähig ist, wenn sie abhängig bleibt
von der Entwicklung der internationalen
Rohölpreise. Ist sie nachhaltig, wenn mit
der großzügigen Verbrennung fossiler Ener-
gien die globale Klimaerwärmung voran-
getrieben wird? Die Entwicklung im letzten
Jahr verdeutlichte, wie sehr Rohöl- und
Gaspreise die wirtschaftliche Entwicklung
bestimmen. 

DGB: Vorschläge für Arbeit
und Umwelt 

Für die ökologische Modernisierung in
einem Bündnis für Arbeit und Umwelt ha-
ben die deutschen Gewerkschaften wesent-
liche Impulse gesetzt. Im April 1999 mach-
te der DGB Vorschläge über 79 konkrete
Maßnahmen, mit denen mehr als 500.000
Arbeitsplätze geschaffen werden können
(DGB-Positionspapier zum Fachdialog Um-
welt im Bündnis für Arbeit). Bundesregie-
rung, Umweltverbände, das Handwerk und
Teile der Wirtschaft griffen sie auf, der Um-
weltdialog im Bündnis für Arbeit wurde
eingerichtet. Ende 2000 legte er der Kanz-
lerrunde erste Ergebnisse vor. Schon seit Ja-
nuar 2001 stehen bei der Kreditanstalt für

zeit institutionelle Hindernisse zu be-
wältigen. 

III: Frankreich und Luxemburg: Diese Staa-
ten kämpfen vorwiegend gegen politi-
sche Hürden.

IV: Großbritannien und Spanien: Dort be-
müht man sich zur Zeit um die Legali-
sierung von gleichstellungspolitischen
Maßnahmen . 

V: Italien und Griechenland: Sie führen
statistische Erhebungen zu geschlechts-
spezifischen Ungleichheiten durch und
beseitigen ideologische und institutio-
nelle Hindernisse.

i

Kontakt:
Siegfried  Leittretter
Abt. Mitbestimmungsförderung, 
Sigfried-Leitretter@boeckler.de

i

Ute Behning; Amparo Serrano Pascual 
„Gender Mainstreaming in the European Employment 
Strategy“ , Brüssel 2001, 20 Euro (39 DM), 345 Seiten,
ISBN 2-930143-73-8
Über den Buchhandel oder beim European Trade Union 
Institute (ETUI),  Brüssel, Fax: 00 32 2 / 224 05 02,
etui@etuc.org (dort plus Versandkosten).
Bestellungen über den Buchhandel: 
Dr. Ute Behning, Institut für Höhere Studien, Wien
behning@ihs.ac.at, Dr. Amparo Serrano Pascual
ETUI, Brüssel, aserrano@etuc.org
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... , kurz GM „besteht in der Reorga-
nisation, Verbesserung, Entwicklung
und Evaluation von Entscheidungspro-
zessen in allen Politikbereichen und Ar-
beitsbereichen einer Organisation (und
eines Unternehmens, Anmerkung der
Redaktion). Das Ziel von GM ist es, in al-

le Entscheidungsprozesse die Perspekti-
ve des Geschlechterverhältnisses einzu-
beziehen und alle Entscheidungsprozes-
se für die Gleichstellung der Geschlech-
ter nutzbar zu machen“.

Barbara Stiegler „Wie Gender in den 

Mainstream kommt“, Bonn 2000

Gender Mainstreaming

Ingesamt hinterlässt das GM-Konzept in
der europäischen Beschäftigungsstrategie
inzwischen deutliche Spuren: Frauenför-
dernde Maßnahmen werden in den Natio-
nalen Aktionsplänen (NAP) zunehmend
stärker berücksichtigt. Die Herausgeberin-
nen warnen aber davor, das GM-Konzept
ausschließlich auf Frauenförderung am Ar-
beitsmarkt zu beziehen. Ziel müsse viel-
mehr eine gleichberechtigte Beteiligung
von Frauen und Männern an Berufs- und
Familienarbeit sein. Dazu sei es zwingend
notwendig auch Männer als Zielgruppe
der GM Strategie einzubeziehen.

Wiederaufbau (KfW) 2 Milliarden DM für 
4 Jahre bereit zur Förderung der energeti-
schen Sanierung des Gebäudebestandes.
Ziel ist es, jährlich 300.000 Wohnungen zu
sanieren, 200.000 zukunftsfähige Arbeits-
plätze zu schaffen und die CO2-Emissionen
jährlich um 2 Millionen Tonnen zu reduzie-
ren, die Heizkosten nachhaltig zu senken.
Der Staat kann dadurch um ca. 8 Milliar-
den DM entlastet werden, weil Kosten der
Arbeitslosigkeit entfallen und mehr Steuern
und Sozialabgaben hereinkommen.

Auf Landesebene kann dieses Pro-
gramm gezielt gefördert, aufgestockt und
mit Bündnissen für Arbeit und Umwelt un-
terstützt werden, wie zum Beispiel in Ham-
burg und Nordrhein-Westfalen.

Im Bündnis für Arbeit werden weitere
Maßnahmen zur ökologischen Modernisie-
rung beraten, des Transfers der Umwelt-
technologien inklusive der erneuerbaren
Energien. Eine neue Arbeitsgruppe befasst
sich mit der Entwicklung ländlicher Räume
und nachhaltigem Tourismus. Die Gewerk-
schaften setzen selbst noch eigene Schwer-
punkte. So beschäftigt sich die IG Metall
insbesondere mit dem Ausbau erneuerba-
rer Energien in Deutschland und europa-
weit, Ver.di mit dem Umbau der Energie-
versorgungsunternehmen zu Energie-
dienstleistern und den Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung, und dem Ausbau des
ÖPNV. Die IG BCE setzt auf die effizientere
Nutzung fossiler Energien. 

Siegfried Leittretter
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S t u d i e  i n  B a d e n - W ü r t t e m b e r g  u n d  N o r d r h e i n - We s t f a l e n  

Betriebsvereinbarungen 
fördern Altersteilzeit
Auf Initiative der Partner des Bündnisses
für Arbeit hat die Bundesregierung im Ja-
nuar 2000 das Gesetz zur Fortentwicklung
der Altersteilzeit beschlossen. Auf dieser
Grundlage wächst die Zahl von freiwilligen
Betriebsvereinbarungen zur Altersteilzeit.
Wie praktikabel und effektiv diese Rege-
lungen sind, belegt eine von der Hans-
Böckler-Stiftung in Auftrag gegebene Stu-
die der Sozialforschungsstelle Dortmund
und der Forschungsgesellschaft für Geron-
tologie an der Universität Dortmund.

Altersteilzeit wird für viele Beschäftigte
immer attraktiver: Insbesondere tarifver-
tragliche Regelungen tragen dazu bei. Sie
haben, im Unterschied zu den gesetzlichen,
bessere Konditionen, wie die Aufsto-
ckung der Bezüge bei Altersteilzeit. Diese
Regelungen müssen in
teilweise zähen Verhand-
lungen erstritten werden.
In Nordrhein-Westfalen
wurde 1997 in der Me-
tall- und Elektroindustrie
nach scharfen Auseinan-
dersetzungen ein Kom-
promiss um den Tarifver-
trag zur Altersteilzeit aus-
gehandelt. Er sieht fol-
gende Regelung vor: Die
Betriebsparteien können
die Altersteilzeit durch
freiwillige Betriebsverein-
barungen einführen, soll-
ten diese nicht zustan-
de kommen, können die 
Beschäftigten ab dem 
61. Lebensjahr einen An-
spruch auf ein Altersteil-
zeitarbeitsverhältnis gel-
tend machen.

Vor dem Hintergrund
dieses Tarifvertrages hat
die Sozialforschungsstelle Dortmund in Ko-
operation mit der Forschungsgesellschaft
für Gerontologie an der Universität Dort-
mund untersucht, wie praktikabel die ge-
troffenen Vereinbarungen in der Metall-
und Elektroindustrie zur Altersteilzeit sind.
Zudem hat sie geprüft, wie nutzbar diese
für personal- und arbeitsmarktpolitische
Ziele sind. Die Untersuchung hat in mehre-

ren Tarifbezirken Baden-Württembergs und
Nordrhein-Westfalens (Dezember 1998 bis
Juni 2000) stattgefunden. 

Größe des Betriebes ist ent-
scheidend

Die Ergebnisse des Forschungsprojektes
zeigen: Freiwillige Betriebsvereinbarungen
sind eindeutig ein geeignetes Instrument,
um die Einführung der Altersteilzeit zu för-
dern. Der Abschluss solcher Vereinbarun-
gen ist aber abhängig von der wirtschaftli-
chen Lage und Größe des Betriebes. So
sind Betriebe in einer ökonomisch günsti-
gen Position eher bereit derartige Betriebs-
vereinbarungen abzuschließen, als solche
mit wirtschaftlichen Problemen. Auch
wenn Teile der Belegschaft in Schichtarbeit
tätig sind, erhöht sich die Bereitschaft für

betriebliche Regelungen. Die Daten bele-
gen außerdem: Mit zunehmender Beleg-
schaftsgröße steigt auch das Interesse am
Abschluss dieser Regelungen. 

Nur geringe Effekte für den
Arbeitsmarkt

Altersteilzeit wird weiterhin überwie-
gend als Instrument des sozialverträglichen

Personalabbaus genutzt. Entsprechend
wird Altersteilzeit vorrangig als Blockmo-
dell angeboten. Die arbeitsmarktpoliti-
schen Effekte sind daher nur gering. Pro-
bleme bei der Umsetzung ergeben sich
überwiegend bei den Berechnungen der
Bezüge von Altersteilzeit, wie bei den Son-
derzahlungen in der Freistellungsphase.
Wegen ihrer begrenzten Kapazitäten haben
insbesondere kleinere Betriebe damit Pro-
bleme. 

Insgesamt zeigt die Studie, dass die un-
tersuchten Betriebsvereinbarungen trotz ei-
niger Vorbehalte und ungeklärter Detailfra-
gen weitgehend praktikabel sind. Den Be-
trieben wird damit ein geeignetes Instru-
ment an die Hand gegeben, um ihre spezi-
fischen Belange und Voraussetzungen bei
der Einführung der Altersteilzeit umzuset-
zen. Dr. Corinna Barkholdt

Viele Gründe sprechen für Altersteilzeit

Quelle: Forschungsgesellschaft für Gerontologie e.V./Institut für Gerontologie an der Universität Dortmund (1999)

Gründe für den Abschluss freiwilliger
Betriebsvereinbarung
(Mehrfachnennungen möglich)

Freiwillige Betriebsvereinbarungen in den Tarifbezirken in
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen

Anzahl der Nennungen

Leistungsgeminderten/gesundheitlich
Beeinträchtigten ein “sozial abgefedertes”
früheres Ausscheiden ermöglichen

Auszubildende übernehmen können

Personal verjüngen

Personal sozialverträglich anpassen

Neue Qualifikation ins Unternehmen holen

Schichtarbeitern ein “sozial abgefedertes”
früheres Ausscheiden ermöglichen

Arbeitslosen eine Chance bieten

Mit “unverblockter Altersteilzeit” eine
bessere Einarbeitung neuen Personals
ermöglichen

gesamt

70 66,0 34 68,0 104 66,7

59 55,7 34 68,0 93 59,6

58 54,7 31 62,0 89 57,1

49 46,2 36 72,0 85 54,5

40 37,7 20 40,0 60 38,5

25 23,6 16 32,0 41 26,3

17 16,0 8 16,0 25 16,0

3 2,8 0 0,0 3 1,9

106 100,0 50 100,0 156 100,0

Baden-
Württemberg

NRW gesamt

absolut in% absolut in% absolut in%

i

Info: Dr. Corinna Barkholdt
Forschungsgesellschaft für Gerontologie e.V. an der 

Universität Dortmund, barkhold@pop.uni-dortmund.de

Informationen zum Projektbericht: 
„Evaluation der betrieblichen Umsetzung von Altersteil-

zeittarifverträgen in der Metall- und Elektroindustrie 
am Beispiel der Tarifbezirke NRW und Baden-Württem-

berg“ (2000), Ina Drescher, Hans-Böckler-Stiftung, 
ina-drescher@boeckler.de
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Bundesregierung hat Chance verpasst
K O M M E N T A R

In Folge wird Böckler zum Bündnis Kom-
mentare zum ersten Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung veröf-
fentlichen. In dieser Ausgabe kommentiert
Dr. Claus Schäfer, Referent für Verteilungs-
politik im Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut (WSI) der Hans-Böck-
ler-Stiftung, den Bericht aus ökonomischer
Sicht. 

Insgesamt gebührt dem Bericht der
Bundesregierung zunächst einmal Respekt.
Geboten wird eine Fülle von teilweise neu-
en Informationen über verschiedene As-
pekte von Armut und Reichtum. In ihrer
Zusammenfassung der Gutachten hätte die
Bundesregierung aber einen Akzent stärker
betonen müssen: Die empirischen Befunde
zeigen nur eine Untergrenze vom tatsächli-
chen Ausmaß und Anstieg der personellen
Ungleichheit. Zu wenig erfasst sind vor al-
lem die Einkommens- und die Vermögens-
verhältnisse am oberen Rand der Vertei-
lungspyramide. Dieser Reichtum bestimmt
aber den Durchschnitt aller Einkommen
und Vermögen mit und damit auch den
Bezugswert für die sogenannte „relative
Armut“: Sie fällt höher aus, wenn hohe
Einkommen und Vermögen besser erfasst
werden. 

Ursachenanalyse fehlt
Im Bericht gibt es weder eine Ursa-

chenanalyse, warum sich Ungleichheit ent-
wickelt, noch werden politische Strategien
genannt, um ihr entgegenzuwirken. Ursa-
chenerforschung ist aber dringend not-
wendig. Das ergibt sich allein beim Blick
auf die makroökonomischen* Verteilungs-
entwicklungen, die der personellen Vertei-
lung vorausgehen und teilweise auch
durch politisches Handeln begründet und
begünstigt sind. 

In den neunziger Jahren hat sich die
Makro-Ungleichheit zu Gunsten von Ge-
winn- und Vermögenseinkommen sowie zu
Lasten von Lohneinkommen verschärft. 
Arbeit wurde immer billiger durch mode-
rate Lohnzuwächse, und durch eine Zunah-
me atypischer Beschäftigungsverhältnisse.
Das hat den Unternehmen – zunächst auf
der Bruttoebene der Markteinkommen –
hohe Zuwächse bei Gewinnen und Liqui-
dität sowie bei Real- und Finanzanlagen
beschert. 

Die öffentliche Umverteilung hat diese
Marktentwicklungen aber nicht korrigiert.
Sie hat diese letztlich sogar durch eine rela-
tive Steuerentlastung der Gewinn- und Ka-
pitaleinkommen und durch eine relative
Steuerbelastung der Arbeitseinkommen
verstärkt. So konnte letztlich – netto – die
gesamtwirtschaftliche Einkommens- und
Vermögensschere noch weiter auseinander
klaffen (siehe Schaubild). 

Diese Entwicklung bei der „funktiona-
len“ Einkommensverteilung (aus einerseits
abhängiger, andererseits selbständiger
oder unternehmerischer Tätigkeit) hätte
wenig Gewicht, wenn es im Rahmen der
personellen Verteilung auf Ebene der pri-
vaten Haushalte – wo verschiedene Markt-
und Transfereinkommen zusammenfließen
– eine ausgleichende Querverteilung gäbe.

Letztere würde die Verluste bei den Arbeits-
einkommen in den Arbeitnehmerhaushal-
ten – die sich auch in den Haushalten von
Rentnern und Arbeitslosen als „ehema-
ligen“ Arbeitnehmern niederschlagen –
durch entsprechende Mehreinkommen aus
Gewinnen und vor allem Vermögen wett-
machen. Deutschland ist von einer solchen
ausgleichenden Querverteilung weit ent-
fernt. Das belegt der vorgelegte Armuts-
und Reichtumsbericht.

Bundesregierung beugt 
Kritik vor

Die fehlende Ursachenanalyse – und die
makroökonomische Sichtweise – dämpfen
die Freude über den ersten nationalen Ar-
muts- und Reichtumsbericht. Die Bundesre-

gierung hat eine Chance verpasst, die teil-
weise verfehlten Politikmuster ihrer Vor-
gängerinnen – vor allem bei der Steuerpo-
litik – auch als Ursachen für Ungleichheiten
in der Verteilung zu benennen. Sie hat da-
mit gleichzeitig Kritik an ihrer eigenen Po-
litik vorgebeugt, konkret: Stärkere Entla-
stung von Unternehmen sowie hoher Ein-
kommen und Vermögen.

Diese „große Linie“ wird wie in der Ver-
gangenheit scheinbar ökonomisch gerecht-

fertigt. Es heißt, dadurch würden die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit deutscher
Unternehmen und auch neue Arbeitsplätze
gefördert. Dafür werden sogar über die re-
lativen öffentlichen Einnahmeverluste, die
durch fiskalische Schonung hoher Einkom-
men und Vermögen entstehen, immer en-
gere staatliche Handlungsspielräume in
Kauf genommen, wie zum Beispiel in der
Bildungspolitik. Denn es mehren sich seit
den neunziger Jahren die Indizien dafür,
dass wachsende Ungleichheit auf Dauer
auch Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung schadet – oder umgekehrt, dass öko-
nomische Effizienz sogar soziale Gerechtig-
keit erfordert. 

Dr. Claus Schäfer
*Makroökonomie ist ein Teilgebiet der Volkswirtschaftslehre. Es
beschäftigt sich mit gesamtwirtschaftlichen Zusammenhängen. 

i

Info: Dr. Claus Schäfer, WSI, 
claus-schaefer@boeckler.de

Lebenslagen in Deutschland – Der erste Armuts-
und Reichtumsbericht der Bundesregierung.

kostenloses download in der Böckler-Box 
„Arm und Reich – Verteilung“: www.boeckler-boxen.de

Die Abgabenbelastung bei den Arbeits- und Kapitaleinkommen
in den privaten Haushalten (in Prozent)

Unterschiedliche Entwicklung

20

15
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5

1960

Quelle: Statistisches Bundesamt (2000)/Berechnungen des WSI

1970 1980 1990 1999

Lohnsteuerbelastung
der Arbeitseinkommen

Belastung durch direkte
Steuern auf Gewinn- und
Vermögenseinkommen

Das Schaubild zeigt
die im Zeitverlauf ent-
gegengesetzte Ent-
wicklung der Lasten-
verteilung bei den di-
rekten Steuern (zum
Beispiel die Einkom-
mensteuer). Ähnliche
Lastenverschiebungen
ergeben sich auch,
wenn die indirekten
Steuern (zum Beispiel
die Mehrwertsteuer)
einbezogen werden. 
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„ K o m m u n e n  d e r  Z u k u n f t “

Lokale Beschäftigungspolitik in Europa
N E T Z W E R K

Überall in Europa lassen sich heute neue
Formen lokaler Partnerschaft für Beschäfti-
gung finden. Der Trend geht in Richtung
offene Kooperationsformen. Prof. Dr. Adal-
bert Evers von der Justus-Liebig-Universität
in Giessen ist Fachberater des Netzwerk-
knotens „ Kommunen und lokale Beschäfti-
gungsförderung“ im Netzwerk „Kommu-
nen der Zukunft“. Er erläutert neueste For-
schungsergebnisse zu Konzepten der (eu-
ropäischen) Beschäftigungsförderung im
Zusammenhang mit verschiedenen Koope-
rationspraktiken. 

In der Europäischen Union (EU) hat sich
zu diesem Thema eine anspruchsvolle Rhe-
torik entwickelt. Im EU-Kommissionspapier
„Acting Locally for Employment“ (2000)
wird zum Beispiel gefordert, dass mög-
lichst alle Akteure, Politik und Verwaltung,
der Privatsektor, der so genannte Dritte
Sektor, die Sozialpartner und die Arbeits-
verwaltung lokale Partnerschaften bilden
sollen. Ziel ist dabei die Entwicklung „inte-
grierter Strategien“. Ein internationales,
von der EU gefördertes, Forschungsprojekt
untersuchte dazu von Januar 1998 bis
März 2001 beispielhafte lokale Kooperati-
onsformen. Es nahmen Teams aus Frank-
reich, Italien, Deutschland und der Schweiz
teil. So entstanden insgesamt 27 lokale
und regionale Fallstudien.

Neue Formen lokaler
Partnerschaft

Die Studie zeigt: Überall in Europa las-
sen sich heute neue Formen lokaler Part-
nerschaft finden. Der Trend geht in Rich-
tung offene Kooperationsformen. Betriebe
werden z.B. direkter angesprochen, statt
nur über Kammern und Verbände. Die Un-
tersuchung belegt aber auch: Umfassende,
alle Sektoren einbeziehende Kooperations-
ansätze sind in vielen Fällen weder vor-
handen noch beabsichtigt. Die jeweilige
Form der Zusammenarbeit hat nämlich
viel mit den jeweils verfolgten Konzepten
einer Beschäftigungs- und Sozialintegrati-
on zu tun. Die untersuchten Fallbeispiele
quer durch die beteiligten Länder lassen

sich grob
in drei
verschie-
dene An-
sätze auf-
teilen:

� (1) Beim ersten Typ geht es vor al-
lem um die Qualifikation von Arbeit-
nehmer/innen und ihre Vermittlung in
den gegebenen Arbeitsmarkt. Die Ko-
operationspartner sind fast ausschließ-
lich Betriebe im Privatsektor, denn
mehr Beschäftigung im öffentlichen
Dienst, auch in Organisationen des
Dritten Sektors, gilt als nicht finanzier-
bar. Ein derartiges auf Einzelpersonen
zugeschnittenes Kooperationskonzept
ist oft erfolgreich, wenn es lediglich
um Vermittlungsprobleme geht. Ein-
bezogen werden aber nur wenige Part-
ner: Arbeitsmarktverwaltung, Sozial-
behörden und die (Privat)-Wirtschaft.
� (2) Der zweite Typ markiert ein an-
deres Extrem: In Deutschland stehen dafür
Konzepte für Stadtteile mit besonderem Er-
neuerungsbedarf, bei denen beschäfti-
gungspolitische Ansätze integriert werden.
Auch territoriale Pakte für eine ganze Regi-
on zählen dazu. Man bemüht sich hier, in
den jeweiligen Stadtteilen oder Landstri-
chen beschäftigungswirksame Entwick-
lungskonzepte zu realisieren – etwa durch
Förderung der lokalen Wirtschaft und neu-
er Dienstleistungen. Hier werden Akteure
aus allen Sektoren gebraucht und auf ver-
schiedene Weise zur Zusammenarbeit auf-
gefordert. Das erfordert eine breite Koope-
ration, aber gerade die ist oft schwierig.
� (3) In Frankreich und Deutschland do-
miniert ein dritter Ansatz: Zeitlich begrenz-
te Kombinationen von Einkommen und Be-
schäftigung. Dazu zählen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen in Deutschland und
groß angelegte Programme zur Beschäfti-
gung von Jugendlichen, wie „Emplois Jeu-
nes“ in Frankreich. Diese Ansätze nehmen
eine unklare Position zwischen dem ersten
und zweiten Typ der Konzepte ein. Sollen
lediglich Betroffene „von der Straße ge-
holt“, Übergangsarbeitsmärkte oder auch
dauerhafte zusätzliche Erwerbsmöglichkei-
ten geschaffen werden? Ersteres kann eine
kommunale Beschäftigungsgesellschaft al-
lein bewerkstelligen – alles andere jedoch
erfordert Kooperation. 

Verschiedene Konzepte, ver-
schiedene Kooperationsformen 

Alles in allem: Zur Zeit besteht ein er-
heblicher Kontrast zwischen den umfassen-
den Beschäftigungs- und Kooperationskon-
zepten auf der EU-Ebene und den eng ge-

schnittenen Konzepten vor allem des ersten
Ansatzes, die derzeit nicht nur in Deutsch-
land die Diskussion bestimmen. Deren
„Achillesferse“ ist aber, dass sie auf Proble-
me wie großflächige strukturelle Beschäfti-
gungslücken keinerlei Antwort bieten. An-
gesichts dessen werden die Entwicklungs-,
Beschäftigungs- und Kooperationskonzepte
des zweiten Ansatzes möglicherweise an
Bedeutung gewinnen. Sie könnten auch
den oft notwendigen weiteren Rahmen für
Ansätze wie unter (1) und (3) bieten. 

i

Prof. Dr. Adalbert Evers 
adalbert.evers@uni-giessen.de
Zum Forschungsprojekt liegt ein Abschluss-
bericht vor: „The Policies of Social Inte-
gration in Europe - System of Collective 
Action“ (2001)

i

Zum Thema „Kommunen und lokale Beschäfti-
gungsförderung“ ist im Netzwerk „Kommunen der
Zukunft“ ein Netzwerkknoten gegründet worden.
Das Netzwerk ist eine Gemeinschaftsinitiative der Hans-
Böckler-Stiftung, der Bertelsmann Stiftung und der Kommu-
nalen Gemeinschaftsstelle. Rund 75 Kommunen und Land-
kreise nehmen in 14 Netzwerkknoten teil. Ziel ist eine Pro-
fessionalisierung der kommunalen Beschäftigungsförde-
rung und die Verbreitung erfolgreicher kommunaler Be-
schäftigungskonzepte.
Nähere Informationen:
... zum Netzwerk „Kommunen der Zukunft“:
Volker Grünewald, Hans-Böckler-Stiftung, 
Tel.: 0211 / 7778-113 
Oliver Haubner, Bertelsmann Stiftung, 
Tel.: 05241 / 81-7119
... zum Netzwerkknoten:
Stadt Offenbach, Dr. Matthias Schulze-Böing, 
Tel.: 069 / 8065-2866

Rund 8,5 Millionen Beschäftigte ar-
beiten in Deutschland inzwischen sonn-
tags: knapp ein Viertel (23 Prozent) aller
Arbeitnehmer/innen und das sind 5,3
Prozent mehr als noch vor vier Jahren.

Nach diesen Ergebnissen einer Stu-
die des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) ist die Sonn- und
Feiertagsarbeit ist in West-, vor allem
aber in Ostdeutschland in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich gestiegen.
Am stärksten nahm sie bei den öffentli-
chen und privaten Dienstleistungen zu.
Mit hoher Wahrscheinlichkeit werden sie
in den kommenden Jahren weiter zu-
nehmen. Im Internationalen Vergleich
rangiert Deutschland bei der Sonntags-
arbeit aber nach wie vor im unteren
Drittel aller Staaten der Europäischen
Union. 
Jürgen Schupp, „Wandel zur Dienstleistungs- und
Informationsgesellschaft fördert Ausweitung der
Sonntagsarbeit“, DIW-Wochenbericht 27/2001, 
kostenloses download unter: www.diw-berlin.de

Sonntagsarbeit
nimmt zu
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INTERNET
www.abis.iab.de/bisds/
berufe.htm 
Berufe im Spiegel der Statistik von
1996 bis 1999. Informationen über
sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung und die Arbeitslosigkeit in
Deutschland.

www.erwerbslos.de
Die „Koordinierungsstelle gewerk-
schaftlicher Arbeitslosengruppen“
berät Institutionen und Betriebsräte,
bei drohendem Stellenabbau. Aus
dem Archiv können dazu Informatio-
nen und Aktionsbeispiele abgerufen
werden.

www.oekoline.net
Fachinformationsdienst für den be-
trieblichen Umweltschutz.

www.nelp.de
Diskussionsforum des „Netzwerk Eu-
ropäische Lernprozesse“ über die Zu-
kunft Europas.

PUBLIKATIONEN

TERMINE

EQUALITY-Arbeitsgruppen: 

�22.8. � Düsseldorf: „Aktive

Arbeitsmarktpolitik“. Diskus-

sionsrunde zur „Reform des 

SGB III“.

�5.10. � Hamburg: „Neue

Technologien“.

�28.-29.9. � Kassel: 3. Hans-

Böckler-Forum zum Thema „Ar-

beits- und Sozialrecht“. Eine Ver-

anstaltung der Hans-Böckler-Stif-

tung. Anmeldung bis zum 30. 8. bei:

Ralf Guthoff, Tel.: 0211 / 77 78-123,

Fax.: 0211 / 7778-4123, 

Ralf-Guthoff@boeckler.de.

�12.10. � Frankfurt: „Sozial-

politische Konzepte vor dem

Hintergrund der aktuellen

Wohlstandsverteilung“. Eine Ver-

anstaltung des Arbeitskreises „Zu-

kunft der Sozialpolitik“ der Hans-

Böckler-Stiftung. Anmeldung bei:

Rosemarie Pulfrich, Fax: 0211/7778-

4109, Rosi-Pulfrich@boeckler.de.

Arbeitslosenprojekt TuWas (Hg.): 

Leitfaden für Arbeitslose. Der 

Rechtsratgeber zum SGB III, Frank-

furt am Main 2001, 576 Seiten, 

21,50 DM, 

Bestellung über den Buchhandel 

unter ISBN 3-931297-42-X. 

Ratgeber für Profis und Laien zu Fra-

gen des Arbeitslosenrechts. Mit Infor-

mationen zur Berechnung des Arbeits-

losengeldes, die Anrechnung von Ne-

beneinkommen sowie die Förderung

der beruflichen Weiterbildung. 

Bertelsmann Stiftung (Hg.): Die 

Bundesländer im Standortwett-

bewerb, Gütersloh 2001, 324 

Seiten, 35,50 DM, Bestellung 

über den Buchhandel unter ISBN

3-89204-570-4 oder www.

bertelsmann-stiftung.de/verlag. 

Die Studie vergleicht wichtige Stand-

ortfaktoren der 16 Bundesländer. Sie

bietet Kurzporträts und detaillierte

Analysen der Bundesländer für die

Bereiche „Beschäftigung“, „Einkom-

men“ und „Sicherheit“.

DGB (Hg.): Wenn Personalabbau 

droht. Beschäftigungshilfen 

bei betrieblichen Krisen, 

Berlin 2000,

7 DM plus Versandkosten und 

Verpackung, Bestellung bei 

Toennes Satz+Druck GmbH ,

Fax-Nr.: 0211 / 9200838. 

Die Broschüre beschreibt verschiede-

ne Phasen des Personalabbaus und

zeigt Alternativen zu Entlassungen

auf, zum Beispiel durch Verbesserung

der Wettbewerbsfähigkeit eines Unter-

nehmens. Mit praktischen Hinweisen,

Checklisten, Adressen, Vertragsmu-

stern und Literaturhinweisen.

Arbeitsgruppe „Engere Mitarbei-

ter der Arbeitsdirektoren“, Aus-

wahlverfahren für Auszubildende.

Empfehlungen. Arbeitspapier 

der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 38, 

Düsseldorf 2001, 46 Seiten, 

20 DM, Bestellnummer 11038 

bei „Der Setzkasten“, 

Fax: 0211 / 40 800 80, 

lavista@setzkasten.de.

Aktuelle Entwicklungen und Tenden-

zen bei den Auswahlverfahren für

Auszubildende. Führungskräfte schrei-

ben über ihre Praxiserfahrungen.

Winfried Heidemann: Weiterbil-

dung in Deutschland. Daten und 

Fakten“, Arbeitspapier der Hans-

Böckler-Stiftung Nr. 36, Düssel-

dorf 2001, 42 Seiten, 16 DM, 

Bestellnummer 11036 bei 

„Der Setzkasten“, 

Fax: 0211 / 40 800

80, lavista@setzkasten.de.

Aktuelle Daten und Fakten zu indivi-

dueller und betrieblicher Weiterbil-

dung. Herausgearbeitet werden Ten-

denzen und Trends und im internatio-

nalen Vergleich gesetzt.

Deutscher Handwerkskammertag,

Hans-Böckler-Stiftung (Hg.):

Vorteil Selbstverwaltung. Ar-

beitshilfe für Arbeitnehmerver-

treter in der handwerklichen 

Selbstverwaltung, Düsseldorf 

2000, 48 Seiten, kostenlos, 

Bestellnummer 30177 bei: 

„Der Setzkasten“ unter 

Fax : 0211 / 40 800 80 oder 

lavista@setzkasten.de.
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